
Personenhandelsgesellschaften für Freiberufler geöffnet wer-
den, vgl. § 107 I 2 BGB-E.99

Ferner wird in § 54 BGB-E das Recht der nicht-eingetrage-
nen Vereine überarbeitet.100 Dessen Abs. 1 sieht die entspre-
chende Anwendung wesentlicher Vorschriften über die Ge-
sellschaft vor und Abs. 2 statuiert eine Handelndenhaf-
tung.101

C. BEWERTUNG UND FAZIT

Der Mauracher Entwurf adressiert das grundlegende Pro-
blem, dass geschriebenes Recht und gelebtes Recht bei den
§§ 705 ff. BGB auseinanderfallen. Die Kommission hat hier-
zu einen eindrucksvollen Aufschlag gemacht, der in seinen
wesentlichen Aussagen überzeugt. Der Entwurf setzt dabei
auf „Evolution statt auf Revolution“.102 Gleichwohl sind ein-
zelne Unklarheiten in den Details im anstehenden Gesetz-
gebungsverfahren anzugehen.103 Ferner ist zu diskutieren,
weitere Punkte im Zuge der Reform anzugehen, zB Regelun-
gen für sogenannte Publikums-Personengesellschaften.104
Angeregt wurde jüngst auch, das Rechtsformangebot generell
um eine Personengesellschaft mit beschränkter Haftung zu
erweitern.105 Vereinzelt wurde die umfangreiche Neukodifi-
zierung, die der Entwurf mit sich bringen würde, auch dem
Grunde nach kritisiert und minimale Änderungen, insbeson-

dere der §§ 714, 718, 719 BGB, als vorzugswürdig dar-
gestellt.106 Dieser grundlegenden Kritik kann indes nicht zu-
gestimmt werden. Der vorliegende Entwurf bringt weiterge-
hende Rechtssicherheit und -klarheit, als es solch minmalin-
vasive Eingriffe bringen könnten. Dies zum Beispiel auch im
Hinblick auf die Kodifizierung des Beschlussmängelrechts.107

Nun liegt der Ball jedenfalls im Spielfeld des Gesetzgebers,
der die Reform des Personengesellschaftsrechts voranzutrei-
ben hat. Auch und gerade im Hinblick auf die mündlichen
Prüfungen in den Examina gilt es, die aktuellen Entwicklun-
gen der Reform des Personengesellschaftsrechts zu verfol-
gen.108

99 Näher dazu Schäfer ZIP 2020, 1149 (1153 f.).
100 Zum geltenden Recht des § 54 BGB einführend Neuefeind JA 2019, 337 (338 f.)

undNeuefeind JA 2019, 415 (418).
101 S. auch Storz GWR 2020, 257 (261).
102 HippeliDZWiR 2020, 386 (392).
103 Zu diesen Geibel ZRP 2020, 137 und Habersack ZGR 2020, 539, 557 ff.; s. auch

DAVNZG 2020, 1133.
104 Dazu WestermannDZWiR 2020, 321 (325 f.).
105 Ausführlich dazu Röder ZHR 184 (2020), 457; ferner Jacobsen DStR 2020, 1259.
106 Altmeppen NZG 2020, 822 (822); für eine minimalintensive Reform auch Schall

ZIP 2020, 1443; s. ferner WilhelmNZG 2020, 1041.
107 S. auch Punte/Pelle/Sambulski ZIP 2020, 1230 (1234).
108 In diesem Sinne auch schon der Appell vonMarkworth JuS 2016, 587 (587).
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& SACHVERHALT

O ist seit 28 Jahren als Schlosser bei der A-GmbH beschäftigt. Er ist 57 Jahre alt, mit einer
nicht im Erwerbsleben stehenden Frau verheiratet und Vater von drei unterhaltsberechtigten
Kindern. Im Unternehmen der A-GmbH gibt es 800 Beschäftigte und einen Betriebsrat.

Durch Zufall entdeckte Mitarbeiter S am 26.4.2018 ein weißes Pulver zwischen seinen Pau-
senbroten im Pausenraum. Er aß diese nicht und ging von einer häuslichen Verunreinigung
aus.

Am 8.5.2018 fand S wieder ein ihm unbekanntes Pulver zwischen seinen Broten, als er sein
Brot im Pausenraum essen wollte. Er informierte daraufhin Geschäftsführerin M, da ihm dies
nicht „geheuer“ war. Denn über einen Zeitraum von mehreren Jahren kam es zu einer
ungewöhnlichen Zahl von schweren Erkrankungen und Todesfällen unter der Belegschaft
durch unerklärliche Vergiftungen. Unter den geschädigten Beschäftigten befanden sich unter
anderem B1, der aufgrund einer Quecksilberaufnahme einen unheilbaren Hirnschaden erlitt
und seither im Wachkoma liegt, sowie B2 und B3, die durch Aufnahmen von hochgiftigem
Bleiacetat schwere Nierenschäden erlitten.

* Der Verfasser Savelsberg ist Dozent für Arbeitsrecht an der FOM Hochschule für Oekonomie und Management in Aachen, die
Verfasserin Preuß Rechtsanwältin und Mediatorin (univ.) bei Dr. Heilmaier und Collegen Rechtsanwaltsgesellschaft mbH. Die
Klausur wurde in leicht abgewandelter Form als Arbeitsrechtsklausur im Wintersemester 2018/2019 an der RWTH Aachen
gestellt.
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M ließ daraufhin Vorarbeiter V mehrmals stichprobenartig den Pausenraum aufsuchen. Auf-
fälligkeiten ergaben sich nicht; auch nicht bezüglich des Ursprungs der Verunreinigungen. Es
gab keine Streitigkeiten unter den Kollegen.

M veranlasste am Montag, den 14.5.2018 eine heimliche Videoüberwachung des betroffenen
Pausenraums. Dieser nicht-öffentlich zugängliche Raum wird von 20 Beschäftigten genutzt.
Der Betriebsrat wurde von dieser Maßnahme nicht in Kenntnis gesetzt.

Die Videoüberwachung ergab noch am selben Tag, dass O in einem unbeobachteten Moment
das Pausenbrot aus der Tasche von S nahm, ein Fläschchen aus seiner Jacke holte, aus diesem
eine Substanz auf das Brot streute und das Brot im Anschluss wieder in die Tasche zurück-
legte. M teilte die Beobachtung der Polizei mit.

Im Zuge der polizeilichen Ermittlungen am gleichen Tag (14.5.2018) wurde auf dem Betriebs-
gelände der A-GmbH, bei der M anwesend war, in der Arbeitstasche von O das auf dem
Video erkennbare Fläschchen mit pulvriger Substanz gefunden. Auf dem Fläschchen befan-
den sich Etikettenrückstände mit „Laborschulbedarf“ sowie ein Etikett mit der Aufschrift
„Bleiacetat“ und „Giftig“, versehen mit einem Totenkopf. O wurde vorläufig festgenommen.

Am 15.5.2018 erging gegenO einHaftbefehl wegen versuchtenMordes. O befindet sich seither
in Untersuchungshaft in der Justizvollzugsanstalt Aachen. Hiervon erlangteMKenntnis.

Die A-GmbH will O vor dem Hintergrund der Geschehnisse kündigen. Von der außer-
ordentlichen Kündigung, der Begründung und den persönlichen Daten von O wurde der
Betriebsrat der A-GmbH am Dienstag, den 15.5.2018 in Kenntnis gesetzt. Dieser stimmte der
Kündigung am 16.5.2018 zu.

Die von M eigenhändig unterschriebene Kündigung am Freitag, den 18.5.2018 wurde per
Einwurfeinschreiben an die Wohnanschrift von O am Samstag, den 19.5.2018, zugestellt.

O erhob am Montag, den 11.6.2018 Kündigungsschutzklage beim Arbeitsgericht Aachen. Er
widersprach der Kündigung aus mehreren Gründen: Für ihn gelte die Unschuldsvermutung,
er hätte vor Ausspruch der Kündigung angehört werden müssen, die Zustellung an seine
Wohnanschrift sei wegen seiner Haft „unwirksam“, außerdem wusste M davon, dass er
inhaftiert worden sei; die heimliche Videoüberwachung sei außerdem rechtswidrig gewesen;
im Übrigen sprächen die sozialen Gesichtspunkte für ihn.

Bearbeitervermerk: Hat die Klage von O Aussicht auf Erfolg?

& LÖSUNG

Hinweis: Der Sachverhalt greift den „Pausenbrot-Giftmischer-Fall“ auf, welchen das LG Bielefeld im
März 2019 (strafrechtlich) zu entscheiden hatte. In diesem hatte ein 57-jähriger Beschäftigter seinen
Kollegen über Jahre hinweg giftige Substanzen auf ihre Pausenbrote geträufelt, wodurch schwerste
Körperverletzungen verursacht wurden. Die Mordkommission ermittelt darüber hinaus in weiteren
Todesfällen unter Arbeitskollegen. Der Täter wurde wegen versuchten Mordes in Tatmehrheit zu einer
lebenslangen Haftstrafe verurteilt mit anschließender Sicherungsverwahrung (LG Bielefeld Urt. v. 7.3.
2019 – 1 Ks 24/1).

Die Klage hat Aussicht auf Erfolg, wenn sie zulässig und begründet ist.

A. RECHTSWEG

Der Rechtsweg ist gem. § 2 I Nr. 3 lit. b ArbGG eröffnet. Es handelt sich um eine bürger-
lich-rechtliche Streitigkeit zwischen einer Arbeitgeberin, hier der A-GmbH, und einem
Arbeitnehmer, hier O, über das Bestehen eines Arbeitsverhältnisses.

B. ZULÄSSIGKEIT

Die Klage ist zulässig, wenn die Sachentscheidungsvoraussetzungen vorliegen.

I. Zuständigkeit des Arbeitsgerichts Aachen

Die Klage müsste zulässig sein. Die sachliche Zuständigkeit des Arbeitsgerichts Aachen ergibt
sich aus §§ 8 I, 2 I Nr. 3 lit. b ArbGG, die örtliche aus § 48 I a ArbGG bzw. § 46 II ArbGG,
§§ 12, 17 I ZPO iVm §§ 13, 35 GmbHG bzw. § 29 I ZPO.

Hinweis: § 48 I a ArbGG wurde als besonderer Gerichtsstand des Arbeitsortes zum 1.4.2008 einge-
führt. Er stellt eine Ergänzung der Regelungen der §§ 12 ff. ZPO dar. § 29 I ZPO ist dennoch weiterhin
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